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Sat lichen DIENEN. Staaten. 
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ir 1489. 0 Allerhöchſte Kabinetsorder vom Zten November 1833. erlaͤuternde Beſtimmun⸗ 
gen in Bezug auf die kuͤnftige Ergaͤnzungsweiſe der Truppen a 


Die e Erfahrung der letzten Jahre, wo die aͤußern Verhaͤltniſſe es nothwendig 


machten, einen großen Theil der Truppen auf die Kriegsſtaͤrke zu bringen, hat 


| * gezeigt, daß bei dem Friedens⸗Etat, welchen die Finanzkraͤfte des Staats geſtat⸗ 


ten, die Ergaͤnzung in der Kriegsreſerve und Landwehr nicht in dem Maaße 
erfolgen kann, als es das Beduͤrfniß der Truppen erheiſcht. Um dieſem fuͤr 
die Sicherheit des Vaterlandes ſo wichtigen Uebelſtande gehoͤrig zu begegnen 
und da durch die Art, wie das Geſetz vom Zten September 1814. bisher an⸗ 
gewendet worden, eine große Ungleichheit in der Erfüllung der allgemeinen 
Dienſtpflicht ſtattgefunden hat, ſo beſtimme⸗ Ich auf, Ihren: Bericht vom 22ſten 
. M. hiermit Folgendes: 
10 Da nach dem ungweideutigen Sinne des Geſetzes vom sten September 
1814. jeder Dienſtpfichtige 5 5 Jahre im ſtehenden Heere und in der 
Kriegsreſerve und 7 Jahreé in der Landwehr des erſten Aufgebots dienen 
fon, und nach F. 9. Denjenigen, welche vor dem vollendeten 20ſten Lebens⸗ 


h Jahre in den Kriegsdienſt treten, nachgegeben iſt, um eben ſo viele Jahre 


fruͤher aus jenen Verpflichtungen wieder herauszutreten; ſo folgt daraus, 
daß Diejenigen, welche nach dem vollendeten 20ſten Lebensjahre in den 
Kriegsdienst treten, auch nur um eben ſo viele Jahre ſpaͤter aus jenen 
x Verpflichtungen wieder heraustreten koͤnnen. 
3 Unterofftziere, Spielleute und Gemeine, welche nach $. 1. wegen unver⸗ 


IE \ 
I 


| ſchuldeten verſpaͤteten Eintritts in den Militairdienſt noch über das voll⸗ 


88 endete 32ſte Lebensjahr hinaus im erſten Aufgebot der Landwehr verblei⸗ 
ben muͤſſen, ſollen zur Friedenszeit vom zurückgelegten 32ſten Lebensjahre 
F ab nicht mehr mit dem erſten Aufgebot zu großen Uebungen herangezogen 
werden, ſondern nur zur Ergaͤnzung ihres Tküppentheißs bei ausbrechen⸗ 

05 dem Kriege verbleiben. 
3) Dagegen hoͤrt die Verpflichtung zum zweiten Aufgebot der Landwehr mit 
Jobhrgang 1833. (No. 1489.) 8 3% dem 


5 Ausgegeben zu Berlin den 20ſten Dezember 1833.) 


N 
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dem zuruͤckgelegten 39ſten Lebensjahre allgemein auf. Davon ausgenommen 
- find nur ſolche Leute, welche ausgetreten geweſen ſind, oder ſich ſonſt dem 
Dienſte boͤswillig entzogen hatten, indem dieſe auch im zweiten Aufgebot 
ihrer Dienſtpflicht vollſtaͤndig während 7 Jahre zu genuͤgen haben. 
| ge, . , , 92 4) Dienſtpflichtige, welche nach der Erſatz⸗Inſtruktion vom 30ſten Juni 1817. 
als alleinige Ernaͤhrer ihrer Familien, auf Ein Jahr und nach Befinden 
der Umſtaͤnde wiederholt zuruͤckgeſtellt werden, füllen kuͤnftig nach dreima⸗ 
liger Zuruͤckſtellung in gewoͤhnlichen Friedensverhaͤltniſſen gar nicht mehr 
zur Aushebung, weder fuͤr das ſtehende Heer noch zur Ergaͤnzung der 
Kriegsreſerve oder Landwehr herangezogen, vielmehr nur noch der allge⸗ 
8 | meinen Erſatzreſerve, zur Benutzung für den Fall eines Krieges oder einer 
% Mobilmachung der Armee nach Maaßgabe des alsdann ſtattfindenden 
. d Veduͤrfniſſes, uͤberwieſen werden. f 
Dienſtpflichtige, welche wegen Koͤrperſchwaͤche dreimal zuruͤckgeſtellt ſind, 
i ſollen in Friedenszeiten nicht mehr zur Ergaͤnzung des Dienſtſtandes bei 
ER den Fahnen eingezogen werden, ſondern zur Ergaͤnzung der Kriegsreſerve 
dienen, wenn ſie ſpaͤterhin, und zwar bis zum vollendeten 25ſten Lebens⸗ 
Jahre felddienſtbrauchbar werden moͤchten. Tritt ihre Dienſtfaͤhigkeit aber 
erft nach dem zuruͤckgelegten 25ſten Lebensjahre ein, ſo fallen ſie gleich den 
F. 4. genannten Individuen der allgemeinen Erſatzreſerve zur Benutzung fuͤr 
den Fall eines Krieges oder einer Mobilmachung zu. 2 
6) Die obigen Beſtimmungen finden auf Diejenigen, welche bei deren Be⸗ 
kanntmachung ſchon aus dem erſten Aufgebot der Landwehr ausgeſchieden 
a waren, keine Anwendung. a N 
7) Die Militair-Dienſtzeit ſoll überall erſt von dem Tage des wirklichen 
Eintritts bei den Fahnen gerechnet, und daher diejenige Zeit, welche die 
Mannſchaften nach erfolgter Aushebung noch in heimathlichen Verhaͤltniſ⸗ 
ſen zubringen, nicht zur Dienſtzeit gezogen werden. 
Ich trage Ihnen auf, dieſe Verordnung durch die Geſetz- Sammlung zur allge⸗ 
b meinen Kenntniß zu bringen und darnach die betreffenden Behoͤrden mit weiterer 
RR Inſtruktion zu verſehen. f ö 
Berlin, den Zten November 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Frh. v. Brenn und den General⸗Lieutenant 
. v. Witzleben. 
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o 1490.) Auszug aus der Allerböchſten Kabinetsorder vom 26ſten No 1833, 
wegen Verleihung der revidirten Staͤdteordnung vom 17ten Maͤrz 1831. 
an die Stadt Bielefeld. N 


Auf J. Ihren Bericht vom Gten d. M. will Ich 1 5 Ihrem 1 1 
Stadt Bielefeld, dem Anſuchen der Stadtbehoͤrde gemaͤß, die revidirte FM 
Ordnung vom I7ten Marz 1831. verleihen u. ſ. w. 


Berlin, den 26ffen November 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An. 
den Staats miniſter Frh. v. Brenn. 


Fo, 1490 — 1491.) 5 (No. 1491.) 


(No. 1491.) Ulerhöchte Kabinetsorder vom Iten Dezember 1833., betreffend die Beſtra⸗ 


s a fung derjenigen Handlungen, wodurch die gerichtliche Pfändung beweglicher 
. g Sachen in den Nheinprovinzen vereitelt wird. 8 


Aus den Berichte der Juſtizminiſter habe Ich erſehen, daß es in der Rhein⸗ 
Provinz einer geſetzlichen Beſtimmung gegen die ſtrafbaren Handlungen bedarf, | 
durch welche die gerichtlichen Pfaͤndungen beweglicher Sachen vereitelt werden, 

indem der Artikel 600. der bürgerlichen Prozeßordnung für den Fall, wenn ge⸗ | 
pfaͤndete bewegliche Sachen der Beſchlagnahme entzogen werden, auf das Straf⸗ 
Geſetzbuch verweiſet und dieſes keine erſchoͤpfende Strafbeſtimmung daruͤber ent⸗ 
haͤlt. Ich ſetze daher nach dem Antrage der Juſtizminiſter feſt: daß der von 
dem Gerichtsvollzieher beſtellte Huͤter, wenn er ſelbſt gepfaͤndete, bewegliche Sa⸗ 
chen, oder auf dem Halme ſtehende Fruͤchte der Beſchlagnahme entzieht, oder, 
daß es von Andern geſchehe, geſtattet, mit Gefaͤngniß von einem Monat bis zu 
zwei Jahren beſtraft, dieſelbe Strafe auch wider den Gepfaͤndeten, deſſen Ehe⸗ | 
Gatten und Verwandte oder Verſchwaͤgerte in aufs und abſteigender Linie, wenn 
ſie ſich des obgedachten Vergehens ſchuldig machen, ohne Unterſchied, ob ſie zu 
Huͤtern beſtellt worden, oder nicht, erkannt werden, gegen andere Perſonen aber 
die Strafe des Diebſtahls eintreten ſoll. Das Staatsminiſterium hat dieſe 
Beſtimmung durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den Ilten Dezember 1833. 


= =; Friedrich Wilhelm. 5 


An das Staatsminiſterium Er es ; S 8 
— — U 1 — — — 
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